
RATHAUSKORRESSPONDENZ
Herausgeberundverantw,Redakteur: 118

Karl Honay
Wien,amFreitag ,den18 .Mai1928.DritteAusgabe.

WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom18. Mai1928.

BürgermeisterSeitzeröffnetdieSitzungum17' 15Uhr.
GR. Dr .Dannebergreferiert über die Geschäftsordnungfür

dieAusschüsse,UnterausschüsseundKommissionendesGemeinderates.
WährenddesReferateswerdenvoneinigenGaleriebe-¬

suchernkleineFlugzetteln,indenenzumMieterstreikaufgefordertwird
unddievomBundherrschaftsloserSozialistenunterzeichnetsind ,in
denSaal geworfenDerBürgermeisterunterbricht die Sitzungunddie
ZettelverteilerwerdenvonderGalerieentfernt .

NacheinigenMinutenwirddieSitzungwiederaufgenommen
GR .Bermannbringt hiezufolgendenAntragein :"Paragraph10

derGeschäftsordnungfürdieAusschüsse,UnterausschüsseundKmmis-¬
sionen des Gemeinderateshat zu lauten : . ) DieSitzungen werdenvom

zuständigenamtsf ührendenStadtrat einberufenundzwar ,Fälleder
DringlichkeitausgenommenmindestenszweiTagevorderSitzung.Am
Tagevorder Sitzungist ein Verzeichnisder wichtigerenGeschäfts-¬
stücke ,insbesonderederjenigengrundsätzlicherNaturauszusenden.Ge-¬
schäftsstücke ,die zus vertraulichen Behandlungbestimmt sind ,sind
in das Verzeichnisnicht aufzunehmen ,. )DeramtsführendeStadtrat

ist zur Einberufunginnerhalbfünf Tageverpflichtet ,wenndiesvon
mindestenseinemViertelderAusschussmktgliederverlangtwird( §56
Verfassung ) ,. )Hinsichtlich aller Zustellungendesamtsführender

Stadtratea an sie Ausschussmitgliedergenügtes ,wenndieSendunggn
der PostbehufsBeförderungin denin WiengelegenenWohnortdesbe- ¬
treffendenGemeinderatesrechtzeitig übergebenwerden , . )Gleichzei-¬
tigmiteinerGemeinderats-oderStadtsenatssitzungdarfkainsAus-¬
schussitzungstattfinden. "

GR.Kunschak( . . )kommtaufdieVorgängeinderletztenGe¬
meinderatssitzungzusprechenundbemerkt ,es habesichdamalsxdarmm
gehandelt ,umVorkommnisse Aufklärungzu erhalten ,die weitausüber

denGmeinderathinausInteresseerwecken.Esist dasRechtderMinder-¬
heitAufklärungzuverlangen.UndwennauchnureinTeildessen ,was
überZillingdorfgeschriebenwurde ,richtigist ,sowürdedasallein
schon die Pflicht begründen ,demGemeinderat Aufklärung zugeben .

DadieseAufklärungnichtgegebenwürde,hatsichderOppositionstei-¬
gendeErregunggemächtigtundder Vorsitzendehat darausnichtdie
Konsequenzgezogen,dieer hätteziehenmüssen,entwederdieSitzung

durchzuunterbrechenoder Verhandlungen einegütigeBeilegung
zuversuchen.DerBürgermeisterhatselbstdamalserklärt ,erwerde
wennderLärmnichtnachlasse,dieSitzungzunschliessenbemüssigt
sein ,Aberer hat nichtsvonall demgetanundhat dieVerhandlungen
fortgeführt,alsobüberhauptdieOrdnungnichtgestörtwäre. Erhat
einemRednerdasWorterteilt ,wohlwissend ,dasser nichtimstande
sei,mit seiner Stimmebis zumOhr des Redners vorzudringen .EinSteno¬

graphwurdezudembetreffendenGemeinderatgeschickt,umihmmitzu
teilen ,dasserdasWottthabe.DannliessderBürgermeisterimTrubel

überdenDringlichkeitsantragabstimmen,ohnedassjemandimSaalwusst
dassübereinenAntragabgestimmtwurde,Dasalleshatmanerstausdem
stenogr.Protokollerfahren,DasselbeSchauspielhatsichbeidem

zwatenDringlikeitsantragereignet.EinGleichnisfürdieseVor¬
gänge ist nur im demtraurigen Zeiten des österreichischen Reichs

ratsBadeniunddessenwillfährigemVorsitzendenAbrahamoviszzufin¬
den(LebhafterB,ifallbeider . . )DerBürgermeisterhatinderletz-¬
ten Sitzung die Bestimmungen der Geschäftsordnung und desGemeindesta - ¬
tutes ganzklar undunzweideutiggebrochen( LebhafteZustimmungbei

beschäftigt sichsodannmitdemvorliggendenAn¬derE . . ) .GemeinderatKanschak
tragüberdieGeschäftsordnungundkommtin diesemZusammenhangauf
dieseinerzeitvomGemeinderatDr .DannebergvorgebrachtenFlugschrif¬
ten zu sprechen ,die angeblich den Nmen der beiden Gemeinderäte
GschladtundHöpellertragen .Tatsächlichsindindervondiesenbeiden
GemeinderätengezeichnetenFlugschriftdieTatsachen,dieDr .Danneberg
vorgebrachthatgarnichtenthalten ,vielmehrineinerzweitenFlug-¬
wchrift,dievondiesenHerrennichtgezeichnetist .Sodannbeschäf
tigt sich GemeinderatKunschakausführlichmitder Anwendungdes
§96undbemerkt,derjetzigenGemeindeverwaltungseidasSpielmit
dem§ 96viel geläufiger ,als es einmaldemGrafenStürkmitdem§14
war .Derjetzige Bürgermeisterhabevom§ - 96öfter Gebrauchgemacht
als alle BürgermeistervonStrohbachbis Badeni .Schliesslichbringt
Gemeinderat Kunschakneuerlich den schärfsten Protest gegen dasVorge- ¬

hendesBürgermeistersin derLetztenSitzungzumAusdruck.(Lebhafter
Beifallbeider. . )AufdieseRededesGemeinderatesKunchakerwidertBürger-¬

meisterSeitz( Redefolgt aufBogen. )
GemeinderatKunschak( . L.)bemerktzudenAusführungendes

Bürgermeisters,die AufregungderMinderheithabesichgegendasAb¬

stimmungsergebnisinderletztenSitzunggerichtet,durchdasdieBe-¬
sprechungeinersoernstenAngelegenheitunterbundenwurde ,namentlich

der amtsführendeaberdagegen ,dass/StadtratEmmerling,dersehrstarkezalistischeNei-¬
gungenhat ,jedeAuskunftverweigerte.SeineKritikgegendenBürgermeis-¬
ter habesichnichtaufdieAbstimmungüberZillingsdorfsondernauf
dieErledigungderbeidenDringlichkeitsanträgebezogen,würüberder
BürgermeisterkeinWortgesagtthabe.DieErledigungderbeidenDring-¬
lichkeitsanträgewarnurdurcheinenGeschäftsordnungsbruchmöglich.
WennderBürgermeistergemeinthat ,wirmögenunsereKündgebungendosie
ren ,sowissenwirnichtwiewirdastunsollen ,wennunsdasPräsidium
darin nichtunterstützt .Siehabenin derletztenGemeinderatssitzunggegendenGemeinde-¬
rat undgegendesRechtentschieden.DerBürgermeisterhatAntwort
zu stehen .Wenn/Breitnerbis Linderein andererStadtratreferiert
hätte jeder wäreaufgestandenundhätte Aufklärungengegeben .Nur
EmmerlingmitseinerbekanntzaristischenGesinnunghatnichtge-¬
sprochen ,weil es ihmeinfach unbequemist .Er missbrauchtdieMehr¬

„ umdemGemeinderatdasGötzvonBerlichingeninsge-¬heit
sichtzuschleudern .WirwerdendieDingeimGemeinderataustragen,
aberdemHerrnEmmerlingsagenwir ,es gibt ein Philippi ,imAus-¬
schusssehenwirunswieder.Dannspricht. . KunschaküberVor-¬
gängeimParlamentunderklärt ,dassimJustizausschussvonden
Sozialdemokraten endlose Reden gehalten werden ,um zuverhindern ,

dass auf die Tagesordnung ein Gegenstand gesetzt werde .

In derMietenfragedarfdieMehrheitihrenWillenebenfall
nicht auf die Tagesordnungbringen .DasRechtwirdsich aberschliess-¬
lich auchhier durchsetzen .UnsereKundgebungamFreitag wareineKunde
gebung,dievonIhnenprodwziertwurde,eineKundgebung ,diesichgegen
Emmerlinggerichtet hat ,eine Kundgebunggegenden MissbrauchderGe¬

dessen
schäftsordnungdurchdenBürgermeister, er sich bei derBehandlung

derAnträgeStögerundPfeifferschuldiggemachthat.(StürmischerBeie
fallbeiderEinheitsliste.



ZweiterBögen.
BürgermeisterSeitzbemerkt,erwollesichmitdenBe-¬

schwerden,dieAbg.Kunschakvorgebrachthat ,reinsachlichbeschäft
genohneaufdenToneinzugehen,indemdieBeschwerdenvorgebracht

derist grundfaldeDieKritikdesGemeinderatesKunschakgehtvongegen jede Storung ,die
sichschenAuffassungaus ,dassgegenjedenLärmundSkandal,

ineinerBarlamentarischenKörperschaftereignet ,vomPräsidiumaus
indergadichenWeisevorgegangenwerdensoll .WenngegendieGe-¬solcher
schäftsführungeines VorsitzendenvonirgendeinerGruppein
sehrlebhaftenWeiseBeschwerdegeführtwird ,ist esdemVorsitzend
nachallenparlamentarischenGepflogenheitenverwehrt,denWider-¬
spruchgegenseine Geschäftsführungdadurchzu untardrücken ,dass
erdenSkandalübergeht.Dagegenist esunzulässig,dassüber

also überdie Artder EntscheidungdurchdieMa¬eineAbstimmung
Larmgemachtwird . pmokratiejorität der vorsresnagachallepesttsiindiesem

ist dieMehrheitberufen ,in derSachezuentscheiden
Rechtzuschützen . IndemvomGemeinderat
KunschakabgezogenenFallderGeschäftsgebarungimJahre1897

durchdenhandeltessichumeinenMåssbrauchderGeschäftsordnua derSäche
WenndieVorsitzenden ,nicht aberumeineAbstimmung

Opposition gegenmichals Vorsitzendenremonstrierthätte ,
hätte ich das gewiss nicht bagatellisiert und ich bin auchgerge

bereit ,derForderungdeeGemeinderatesKunschakzuentsprechenund
die Sitzung zu unterbrechen ,wennLärmim Saale ensteht nurmüssen
danndie Herrender Oppositionso liebendwürdigsoin ,ihreEntrüs-¬

tungzu dosieren .Gegendas ,wasmanin Massegeniesst wirdmangewöhn¬
lich abgestumpft .Wennin einer Sitzungetwa2 oderdreimalLärmszenen
entstehen ,weiles einzelnenHerrenbeliebt ,ihreEntrüstungzubekun-¬
den ,wärees natürlichganzunmöglich,jedesmaldieSitzungzuunter-¬
brechen .GemeinderatKanschakhat auchvomBürgermeisterverlangt ,er
mögeineinerhöflichenWeise,aufFragendieanihngestelltwerden,
Auskunftgeben .DemGemeinderatKunschakist bekannt ,dassüberalle
Fragendieirgendeinmalgestelltwordensind ,immerdienotwendigen
Auskünfteerteilt wurden ,aberin der letzten Gemeinderatssitzunghat

es sichumetwasganzanderesgehendeltIn einigenBlätternwaren,
wiedas so häufig geschäaht ,unwahreBehauptungenüber einenBetrieb
derGemeindeenthalten .Wennes sichumsachlicheBetrachtungenhandelte
sokönntemansich ,mitsolchenPehauptungenauchsachlichauseinander-¬

manaberdergleichentäglichin einergewissenSortesetzen .Da
vonZeitungenlesenkann ,beachtetmanes schliesslichüberhauptnicht

Von
mehr.EinerBesprechungderZillingdorferFragewurdeinderletztenGe-¬
meinderatssitzung Abstand genommen ,da der verantwortliche Stadtrat

derMeinungwar,dasseinesolcheBesprechungeineStörungderimZu-¬
ge befindlichenVerhandlungenbedeutenkönnte .

Wasdie Bemerkungendes GemeinderatesKunschaküberdie
Art der Führungdes Vorsitzes durch michanlangt ,kann ichnur
auf meinejahrzehntelangenErfahrungenin dieser Hinsichtverweisen.
Wennich etwaskenne ,so sind es die Geschäftsordnungenderparle -

mentarischenKörperschaften,ihreGebrächeundUsancenundweiss.
waseinVorsitzender zutu

hat .Ichwerdemichauchvonderabsolutunparteiischenundobjekt
FührungdesVorsitzesnichtabbringenlassenmögemandasaufSei
tederMajoritätoderMinoritätkritisierenwiemanwolle.(Lebhaf
BeifellbeiderMehrheit).

AufdieseAusführungendesBürgermeisterserwidertGe-¬
meinderatKunschak .Seine Redeist auf Bogen1 enthalten . Esspiabermals
dannBürgermeisterSeitz

BürgermeisterSeitzerwidertaufdieAusführungendes. .Kun¬
schak ,dassvoneinemMissbrauchderGeschäftsordnungnichtdieRe
desein kann .DieStärkedesAusdruckesist nochlangekeinBeweis

für die Richtigkeitder Behauptung .EswarsowohldieAbstimmung,
als auchdie Abfassungdes Protokollsvollkommenkorrekt .Gemeinde-¬
rat Kunschakverwechselt/Debattemit der Begründungderdringlichen
Behandlung . DerAntragsteller kann in einer Redezeit von fünf Minu

eine Debatte aber ist nach der ausdrücklichen Vorschrift der Ge¬
ten seinen Antrag begründen Ich bedaure ,wenn ein Redner vonseinen

erschäftsordnung nicht zulässig .
Gegnernunterbrochenwirdich bedaurees aberumsomehr ,wenn

vonseineneigenenParteigenossenanderForsetzungseiner
Ausführungengehindertwird .DieHaltungderSozialdemokratenim
Justizausschussrichtetsichdagegen,dasseinMitgliedderMehr-¬
heit mittenin der BehandlungeinesGegenstandesdenAntrageinge

bracht hat ,einen anderen Gegenstandauf die TagesordnungdesPle
numszu stellen WennHerr GemeinderatKunschakvon einerangebli - ¬
chen Obstruktion der Sozialdemokraten im Mietenausschuss gesprochen

ich dagegen fest ,dass die Regierung im Parlament einest ell0hat ,so ,überhaupt
bracht hat .UndwennHerrGemeinderatKunVorla nochnichteinge lens der Mehrheitdie Durchsetzung des W

obstruiertwird ,sostelkschakgesagt hatdass
ich fest ,dass von beiden Parteien ,sowohl von der sozialdemokratisch

Partei als auchvonder Partei der Einheitsliste vor denWahlenein
bekundet wu rde ,andem

der nicht gedeutelt werden kann und denbeideWille
Parteien in zwei Worte gefasst haben :Mieterschutz gesichert !( Stür¬

ausgeschlossen ,dass Sen diegemischerBeifallheiderMehrheit)Esistdaher t .stwasgeschiehderzweiParteienirgendwieeinheitliche
( LebhafterBeifall )

GemeinderatDr .Dannebergentgegnet ,dassauchimNational-¬
ratdieselbenBestimmungeninderGeschäftsordnungbestehenunddass
dort keine Klagenlaut wurden .Die Mehrheitim Gemeinderathatniemal
die Absicht gehabt und wird sie unter normalen Verhältnissen auchni

malshaben ,eineDebattezustrangulieren .FrüherwardieseineAlltäg
den

lichkeit ,obwohl130christlichsozialenGemeinderätennuracht
sozialdemokratischegegenübergestandensind.

ZahlreicheZwischenrufebeiderMinderhheit:pasisteine
Unwahrheit!

GemeinderatDrDanneberg:MitSchimpfereienschaffenSie
dasnichtausderWelt ! ObfrüherderParagraph96mehroderweniger
angewendetwurde ,hängtgewissmitder politischenEntwicklungzusam

men .In denSommermonatenhatsichfrüherwenigereignet ,währendin
unserer Zeit ,im Gemeinderatund im Nationalrat ,auch im Sommeralles

möglichegeschieht .DerGemeinderatmussdaher entsprechendeVorsorge
treffen ,wennSie aber meinen ,dass dies nicht mit dem§ 96geschehen
soll,dann kannmanja in Parteienverhandlungenüber dieVerkürzung
derohnehinsehrkurzenSommerferienreden.

RufebeiderMinderheit:AuchimWinterarbeitenSiemit
dem§96 !

Dr.Danneberg: EskannauchimMärzeinmalvorkommen,dass
zweiWochenkeineGemeinderatssitzungstattfindet undunaufschiebbare
GeschöftsstückemitderBürgermeisterermäehtigungerledigtwerden.Aber
alle diese Fälle kommenja wieder in den Gemeinderat und habenmit
dem Antrag auf Schluss der Debatte gar nichts zutun .

DerReferentbeschäftigtsichnunausführlichmitderRededesGemeinderatesKunschaküberdieFlugblätter,dievondenGemeinde
rätenGschladtundHöpelleranlässlichderG,haltsregulierungderstäd
tischenAngestelltenherauggegebenwordensind .Erstellt ausdrücklich
fest ,dassderMagistratsratGschladt ,derwohlmitdemGemeinderat
Gschladt identisch sein dürfte ,( Heiterkeit bei der Mehrheit ) alsver¬

antwortlichfür die Flugblätterzeichnet .( Hört! HörfSkandal ! ) Ichnehme
sagtDr .Danneberg ,vonmeinenAusführungenüberdieseFlugblätteram



DritterBogen.
9 .Märzgarnichtszurück,imGegenteil!DiebeidenHerrenhabendann
nocheinFlugblattherausgegeben,indem,sowieindenbeidenersten
Flugblättern,dieselbeninfamenBeschuldigungenundVerlumdungenpro¬
duziertwerden.(PfuirufebeiderMehrheit) ,Am9 .MärzhatGemeinderat
Kunschakauseinandergesetzt,dasseseinetraurigeErscheinungsei ,wenn
manes nichtmöglichmache ,dassauchdernichtmitGlücksgüternge
segneteMensch ,eine öffentlicheFunktiongekleidenkönne ,Daswarein

durchausrichtigerStandpunkt.AberdieseszweiteFlugblattverträgt
sichmitdiesemStandpunktabsolutnicht.

GR .Gschladt( E . . :LesenSiein demFlugblattnurweiter!
Dr.Danneberg:Gewiss,sindaufdiesensechsSeitennichtnur

Unanständigkeiten,denndaswärevielleichtauchfürdieHerrenGschlad
undHöpelleretwaszuviel.AberdieBezügederöffentlichenFunktionä-¬
re werdenin demneuenFlugblattgenauso behandletwiein denfrühe-¬
renSchriften,IchhaltedeshalbmeinUrteilüberdieseMethodeauf-¬
recht ,undhabegarkeinenAnlassetwaszuwiderrufen,wasichdamals
gesagthabe .DerGeistausdemdiesebeidenFlugblättergeschrieben
wordensind ,bestehtnochweiterundesistdemHerrnKunschaknicht

gelungen,diesenGeistzuändern.Ermagsichdasmitsichselberund
mitseinerParteiausmachenaber ,dasmeineMeinungnichtnurvonmei¬
nerPartei,sondernvonallenanständigenMenschenohneUnterschiedvon
derParteigeteiltwird,istselbstverständlich(StürmischerB,ifallbeiderMehrheit).

GR.Kunschakberichtigttatsächlich,dassnichtnurachtSo¬
zialdemokratenimfrüherenGemeinderatwaren,sondernauch35Liberale

§96wurdevondergegenwärtigenMehrheitnichtnurindenSommer¬
monaten,sondernauchimWinterangewendet.WasichhierindiesemSaal
imMärzausgesprochenhabe ,ist auchheutenochmeineUeberzeugung.Wenn
derReferenteinenAppellandasUrteilalleranständigenMenschanohne
UnterschiedderParteigerichtethat ,so mussich sagen ,dasseseine

Unanständggkeitist ,dassSiediePolemikIhremReferentenüberlassen,
so dass mannicht erwidernkann .Dasgibt es nirgens .Dasbestehtnur
hier ,dass imSchlusswortBehauptungenaufgestellt werden ,denenman
einfach wehrlos gegenübersteht .( Beifall bei der Minderheit ) .

GR.Iser :( sozdem. ) :DaswareineVerlegenheitsrede!
Dr .Dannebergberichtigttatsächlich ,dassnicht35sonderm

nuretliche20liberaleGemeinderätefrühergewesensinddieaberkei¬
neswegsoppositionell waren .

GR.Höpeller( . . ):Alsoetliche20?
Dr .Danneberg:AndenstürmischenDebattenhabensichdie

Liebralenfast niemalsbeteiligt ,sie habendas denSozialdemokraten
überlassen ,

GRHöpellerünterbrichtfortwährenddenRedner.Dr .Danneberg
ruft :SchweigenSiejetzt !IchunterbrecheSieauchnicht !Siehätten
sichzumWortmeldensollen!

AufdieseRufespringendieChristlichsozsalenvonihren
Sitzenaufundrufen :DieseFrechheitlassenwirunsnichtgefallen!

Dr.Danneberg:Siewerdenniemandenterrorisieren,dairren
Siesichsehr !(StürmischerBeifallbeiderMehrheit).DerHerrHöpeller
hättesichverantwortensollen .DieMinderheithatkeinRechtdenRed-¬
nerderMehrheitzuunterbrechen,dieMehrheitlässtauchdieRedner
derMinderheitruhigsprechen.Ichgebezu ,dassichmichvielleichtei¬
nesanderesAusdruckeshättebedienenkönnen,aberes ist keinWunder,mar

wenndurchdie fortwährendenZwischenrufedie Geduldverliert .(Bei-¬
fall bei der Mehrheiß ) ,Lärmbei derMinderheit) .

VorsitzenderWeiglersuchtumRuheundverweistdarauf,
dassderReferentselbsterklärthat,eswärevielleichteinanderer

Ausdruckbessergewesen.MansolldenRednernichtimmerunterbrechen.
GR.Häpeller:WenneraberlauterUnwahrheitensagt!

DR.Danneberg: EswäremisnichtimTraumeingefallen,in
meinemSchlussworteinePolemikzuführen ,wennnichtStadtratKunschak
hier überDingegesprochenhätte ,die mitderGeschäftsordnungnicht
dasgeringstezutungehabthaben.Hättenwirdaraufnichtgeantwortet,
dannwärebehauptetworden ,dass wir "gebrandmarkt" wurden ,ohnedarauf
zuerwidern,(LebhafterBeifallbeiderMehrheit).

DieGeschöftsordnungwirddannmitdenStimmender Soza- ¬
demokratenangenommen ,die Minderheitsanträgewerdenabgelehnt,

DieGemeinderäteDr .HenglundGenossenuberreicheneinen
DringlichkeitsantraginwelchemaufdieschwerenFrostschädenimDe¬
zember1927hingewiesenwird ,die zur Folgegehabthaben ,dass invie
lenundinsbesonderedenälterenWeingärteneinGrossteilderStöcke
vollständig erfroren ist und mancheWeingräten gerodet und neuausge - ¬

pflanztwerdenmüssen,BesondersschwereVerlustebrachtedemWeinbau
aberderKälteeinbruchdererstenMaihälfte,wodurchinvielenWein-¬
gärtenSchädenbiszu50Prozentunddarüberzuverzechnensind,
DieLagedesWienerWeinbauesist durchdieseschwerenSchädenäusser
trostlosgeworden.EswirdderAntraggestellt ,für dendarniederlie
gendenWienerWeinbaueineausreichendeNotstandsaktiondurchzuführen
ferner ,dassdieGemeindeWienfür dieDauerdesNotstandesaufdie
Einhebungder Nahrungs =und Genussmittelabgabein denBuschenschänke

derWienerHauerverzichtenmöge.
GRDr .Hengl( . . )weistin BegründungderDringlichkeit

desAntragesdaraufhin ,dassdieHoffnungen,diedieHauerschaftin
dasJahr1928gesetzthatdurchdieKälteimDezemberumdMaizer¬
störtwordensind ,HeutebestehteineVerschuldungdesHauernstandes
wienichtin denschlechtestenZeitenvordemKriege .Esistdaher
einegrosszühigeNotstandsaktionfürdieWienerHauernotwendig,(Bei¬
fall bei der . . ) .

DemAntragwirddieDringlichkeitzuerkannt.
GR.Dr. Hengl( E.L .)verweistdarauf,dassdieGestehungs¬

kosten pro Joch Weingarten in Wien zwisxhen 3500 und 5000Schilling

schwankenund dans diesen hohenGestehungskosteneineausserordentö
lich geringeErntegegenüberstehe,DieAussdhankpreisefür dieJahre
1926und1927warensogering ,dassnichteinmaldieGestehungskos¬
tengedecktwerdenkonnten,MitkleinlichenMassnahmenkanndemWeine
bauernnichtgeholfenwerden.NotwendigsindvorallemlangfristigeundbilligeDarlehen,fürdiedieGemeindedieGarantieunddenZin-¬
sendienstübernehmenmuss,FernerdassdieGemeindefürdeDauer
desNotstandesaufdieEinhebungderNahrungs-undGenussmittelabgabe
für die WienerBeschenschänkenverzichte( Beifallbei der . . )

GR,Reisinger( soz .dem ,) verweistaufdasMissgeschikk
in demsich die WienerKleinhauer befinden .Eine MengevonKleinhau¬

ern müssenihre Frauenin die Fabrikschickenumüberhauptlebenzu
könen,UnterdiesenUmständenist esbegreiflich,dassdieöffentlie
chenKörperschaftenzurLinderungderNotbeitragnmüssen.Imvorigen
JahrhatschondieGemeindeWienimWegederPauschalierungdieNah¬
rungs -undGenussmittelabgabefast umdie Hälfteheruntergesetzt,
Heuerist für die KleinhauervondenBezirksvorstehungeneineAktion
eingeleitetworden,die dieNachsichtvonderGrundsteuer
unddieGewährungeinesKreditesandieWeinhauerbezwecke„Diese
AktionderBezirksvorstehungenmüsstevondenmassgebendenOrganenuntar
der Gemeindestützt werden( LebhafterBeifallbei derMehrheitå .

GR,Dr.Wagner( E.L .)sprichtsichfürdiemöglichstunent¬
geltlicheBeistellungvonFrostschutzmittelnandieWeinhaueraus,
dadurchdiesevorbeugendenMassregelndenFrostschädenambesten



VIERTERBOGEN
DieGemeinderäteStögerHaiderundGenossenüberreichen

einenDringlichkeitsantragdersichmitdemUnglückfallamSechs-¬
hausergürtelbeschäftigt,indemDringlichkeitsantragwirdbemerkt,
dieWiederholungsolcherUnfälleanderselbenStellelassedenbe¬
rechtigtenSchlusszu ,dassnichtdieFahrerdieSchuldtrifft ,son¬
derndassdieUrsscheindenungünstigenVerkehrsverhältnissenzu
suchenist ,SchonimJahre1926hatdasPolizeikommissariatRudolhs¬
heimdieAnbringungeinerSicherunganderbetreffendenStellever-¬
langt ,ebensohætder verunglückteFeuerwehrsoffizzierauf dieGe- ¬

fährlichkeitdieserStellehingewädsenunddieAnbringungeinesLichte
signalsgefordert ,Umso unverständlicherist es ,dassbei einenim
Jahr1926stattgefundenenKommissionierungdieVertreterderGemeinde
dieAnbringungeinessolchenSignalsalsunnötigundunterHinweisauf
dieKostenabgelehnthaben,AuchdieBehandlungdesFahrpersonalsnach
UnglücksfällenfordertzurStellungnahmeheraus,Bedienstetewerden
nacheinemUnfallohneUnterbrechungimFahrdienstweiterbelassen.
DasselbegeschahauchmitdemFahrerFellner ,obwohlihmbereitswiåder-¬
holtsolcheUnfällezugestossenwaren,EineGefahrbedeutetauchdie
anscheinendmangelhafteInstruierung,unzulänglicheBeaufsichtigungdes
FersonalsbeiderHandhabevonmechanischenGeräten,Eswirdbeantragt,
deramtsführendeStadtratderVerwaltungsgruppeVIImögebeauftragt
werdenVorsorgezutreffen ,dassimInteressedesFeuerschutzesder
StadtundderSicherheitdesFeuerwehrpersonalsdiegeschildertenMiss-¬
ständeehestensbeseitigtwerden.

GR.Stöger( E. . )verlangtinBegründungderDringlichkeit:
seinesAntrages,dassdieVerkehrsunsicherheitandenAusfahrtsstellen
derFeuerwehrendlichbeseitigtwerdenmöge.ErappelliertandenBür-¬
germeister,dassdieGemeindeallestunmöge,umderFamiliedesver-¬
unglücktenBrandratesDeutscherdenErnährerzuersetzen.

DemAntragwirddieDringlichkeitzuerkannt,woraufGemeinds.
ratStögerdaraufhinweist,dassderFahrerFellner,obwohlerbereits
5Unfällegehabthabe,vomDienstalsFahrernichtenthobenwordenist.

Gemeindesein ,dieFeuerwehrwiederaufjeneHöhezubringensieeinmalwar.
StadtratLinderverliesteinenBerichtüberdieAusfahrtsver-¬

hältnisseder FeuerwacheMariahilf ,Aufder linkenWienzeilewarenim
Jahre1925zweiUnfääle .DasPolizeikommissariatMariahilfbeantragte
daherimFebruar1926dieAnbringungeinesLichtsignals.EinVertreter

jetztdorteineHaltestelleerrichtet?DerwirksamsteSchutzwäredie
EntfernungdesLagerplatzes ,AuchsolldurchdieAuffüllungderStände
gutgemachtwerden,wasbeimApbauderFeuervehrschlechtgemadhtwurde.

DerVorsitzendeGemeinderatHofbauerweistnundenAntrag
demMagistratzu,

NunwirdderDringlichkeitsantzagdesGemeindezatesKun-¬
schakinVerhandlunggezogenIndemAntraggeisstes:

in der letzten Sitzungdes WienerGemeinderateshatGemeinde-¬
rat Ing SchelzdenAntraggestellt ,der amtsführendeStadtratder
VerwaltungsgruppeVIIIwerdeaufgefordert ,überdiederzeitigeLa¬
gedesBraunkohlenbergwerkesZillingdorfunddenStandderLohnver-¬
handlungendemGemeinderatezuberichten .DiesemAntragwurdedie
Dringlichkeitnichtzuerkannt;aberauchderamtsführendeStadtrat
derGruppeVIIIfühltesichnichtverpflichtet ,auseigenemüberdie
lagein ZillingdorfBerichtzuerstatten .DieseGemeimmistuereihat
zueinerweitergehendenBeunruhigungderÖffentlichkeitgeführtSei
hersindachtTagevergangen ,deramtsführendeStadtrathülltsich
abernochimmerinvollesSchweigenu .ZwardeminersterLiniezu¬
ständigenAusschusse derVerwaltungsgruppeVIII ,ebenso
wiedemStadtsenategegemüberDiesesVerhaltenist nichtnurvöl-¬
lig unverständlich,esqualifiziertsichdasselbeauchgeradezuals
eine Missachtungdes Gemeinderatesundder vonihmberufenenOrga-¬
ne .EinsocherZustandist unerträglich.DieGefertigtenstellenda¬
herneuerlichdenAntrag ,derGemeinderatwollebeschliessen :Der
amtsführendeStadtratderVerwaltungsgruppeVIII ,Vizebürgermeister
Emmerling,wirdbeauftragt,demGemeinderateohneVerzugBerichtzu
erstatten über die Vorkommnisseim Betriege desBraunkohlenbergwer

kesZillingdorfundüberdieMassnahmenzurSicherungeinergeord-¬
netenFortführungdesBetriebes.GRKunschákbegründetdieDringlichkeit.Ersagt,dassschon

inderletztenGemeinderatssitzungdieDringlichkeitineinemsehrho¬
henGradegegebenwar ,Bisheutehatsiebedeutendzugenommen.DieOef¬
fentlichkeit wird durch Wortund Bild aufgeklärt , dass dieVerhält

nisseinZillingdorfnichtinOrdnungsind ,EshandeltsichbeiZilling
dorfumeinlebenswichtigesInteressederStadtWien,eshandeltsichDasUnglückaufdemSechshausergürtelsollteeineMahnungandieeinvolkswirtschaftlichsehrbedeutendesUnternehmenundeshandelt
sichschliesslichauchumeinsozialesProblem.Ecist daherdiegriösstdie lage
Dringlichkeitgegeben,zubesprechen,umdenvolkswirtschaftlichenund
sozialenBetribungehindertaufrechterhaltenzukönnen.

DemAntragwirddieDringlichkeitnichtzuerkannt.
DieGemeinderätePfeifferundDr .WagnerhabeneinenDringlie

keitsantrageingebracht,dersichgegendieAusschmückungstädtischerGe¬der Feuerwehrwarbei dieser Amtshandlungnicht dabei ,da damalsdie
bäudeundstädtischerEinrichtungenmitparteipolitischenEmblemenrich¬FeuerwehrnochkeineAusfahrtaufdieWienzeilehatte .Erstnachder

HerstellungderGartemanlagen,konntedieFeuerwehraufdieWienzeiletet .Auchtrugenam1 .MaimancheAngestelltsderStrassenbahnimDienste
ausfahren.DieSichtverhältnissesindgut ;dielinkeWienzeileist übeParteiabzeichenoderroteNelken.DieVorständederstädtischenAemter
16Meterbreit undder Gürtelüber18Meter .DerFahrerFellnerhatte unddie Direktionender städtischenUnternehmungensollenangewiesen

im Jahre 1927zwei Unfälle ,an denener aber nicht schultragendwar .
Dasser vonderFeuerwehrversetztwerdenwollte,istnichtbekannt;
eräussertenurdenWunsch,genausewievieleschonlangedienende
FeuerwehrmännereinmaleinenSchulwartpostenzubekommen,DieMagirus¬
leiterwurdebeimBranddesNeuenAmtshausesverwendet.Dabeiisteine
Speichegebrochenundsie wurdein die Reparaturwerkstättegebracht .
ImBrahdratDeutscherhabenwireinentüchtigen,hervorragendenBrand¬
offizzierverloren .DieGemeindeverwaltungist stets bestrebt ,dieAus-¬
rüstungderBerufsfeuerwehraufdergrösstentechnischenHöhezuhalten
(BeifallbeiderMehrheit).

GR.Untermüdder( E. . )sagt,dasssichderBerichtbemühe,
dieDingesodarzustellen,alsobesaufderWienzeilekeineidealere
AusfahrtfürdieFeuerwehrgäbe,Wenndemsoist ,warumhabenSiedarum

werden,dassinHinkunftbeifestlicherAusschmückungvonAmtsgebäuden
oderstädtischenBetriebsmittelndieVerwendungparteipolitischerEm
bleme,FarbenundAufschriftenunterbddiben.

InderBegründungderDringlichkeiterklärtGR.PfeifferdasssolcheZuständeschonunerträglichseien.Entwaderwerdensiege¬
duldet,dannistdaseinschwererAmtsmissbrauch,oderndieAusschmückung
geschächtohneZustimmungdermassgebendenFaktorenodervielleichtso¬
gargegeneinausdrücklichesVerbot,soist daseinschwererUngehorsam
derAngestellten.

DemAntragwirddieDringlichkeitnichtzuerkannt.
SchlussderSitzung21Uhr.
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